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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Konjunkturlage- und politik

Ein wesentlich schärferes Instrumentarium, welches nicht nur wie der Konjunkturartikel
dazu dienen soll, die Ausschläge des Konjunkturbarometers zu dämpfen, sondern
darüber hinaus auf eine radikale Umgestaltung der bestehenden Wirtschaftsordnung
abzielt, hatte die PdA mit ihrer 1975 eingereichten Volksinitiative „gegen Teuerung und
Inflation“ vorgeschlagen. Die einschneidendsten der in Aussicht gestellten
Massnahmen beinhalten eine staatliche Lenkung des Wirtschaftslebens (Kontrolle der
Preise und Gewinne, der Kapitalbewegungen und des Aussenhandels) sowie die
Möglichkeit der Verstaatlichung von Monopolunternehmungen. Als Novum in der
Geschichte des Bundesstaates stellte die Regierung den Antrag, diese Initiative wegen
Verletzung der Vorschrift der Einheit der Materie ungültig zu erklären. Sie beurteilte es
als unzulässig und verantwortungslos, wenn der Stimmbürger veranlasst werde, sich mit
einem einzigen Votum gleichzeitig über die Einführung von Sozialrechten (Recht auf
Arbeit), über Besitzstandgarantien für einzelne Berufsstände (Landwirtschaft und
Kleingewerbe) sowie über Verstaatlichungen und neue Besteuerungsprinzipien
auszusprechen. Im Ständerat stiess der doch recht spektakuläre Entscheid auf wenig
Opposition, der Nationalrat hingegen zeigte sich skeptischer. Seine Kommission war —
nach Kenntnisnahme der Uneinigkeit der Staatsrechtler — mit knappem Mehr zum
Schluss gekommen, die PdA-Initiative für gültig zu erklären. Die Befürworter der
Fortsetzung der bisherigen liberalen Praxis (sie rekrutierten sich vorwiegend aus den
Reihen der Sozialdemokraten und des Landesrings) wiesen darauf hin, dass auch in den
Abstimmungsvorlagen der Bundesversammlung der Stimmbürger oft keine Einheit der
Materie vorfinden könne. Darüber hinaus wurde von der Linken auch die
Grundsatzfrage nach der Veränderbarkeit unseres komplexen System aufgeworfen;
diese sei ernsthaft gefährdet, wenn nur noch zu genau umrissenen Teilaspekten
Initiativen eingereicht werden dürften. Trotz dieser von der Kommissionsmehrheit
vorgetragenen Argumentation obsiegte auch in der Volkskammer schliesslich der
bundesrätliche Ungültigkeitsantrag. Der Entscheid erzeugte nicht nur Empörung bei
den Initianten, sondern auch ein gewisses Bedauern in Kreisen, welche den Zielen der
PdA alles andere als freundlich gegenüberstehen. Diese hätten eine
Auseinandersetzung über die Absichten des Volksbegehrens sowie eine wuchtige
Verwerfung durch den Stimmbürger dem getroffenen staatsrechtlichen Urteil
vorgezogen. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 16.12.1977
HANS HIRTER

Zugunsten der Wiedereinführung der staatlichen Preisüberwachung kam es im
Berichtsjahr zu weiteren Vorstössen. Die Konsumentinnenverbände reichten im Juni
ihre mit 133'082 gültigen Unterschriften versehene Initiative für die Preisüberwachung
bei Kartellen und andern marktmächtigen Organisationen ein. Die Kommission des
Nationalrates zur Konsumentenpolitik stellte ihrerseits den Antrag, die Preiskontrolle
als notfalls anzuwendendes Instrument der Konjunkturpolitik in die Verfassung
aufzunehmen. Die grosse Kammer beschloss, mit der Behandlung dieses Vorschlags
sowie der beiden im Vorjahr in dieser Sache eingereichten parlamentarischen
Initiativen zu warten bis der Bundesrat zur erwähnten Volksinitiative Stellung
genommen hat. Die Wirksamkeit der Preiskontrolle zur Inflationsbekämpfung wird von
Nationalökonomen nach wie vor angezweifelt; immerhin dürfte ihr aber der auch vom
ehemaligen Preisüberwacher Leon Schlumpf in einem Rechenschaftsbericht attestierte
psychologische Effekt kaum abzusprechen sein. 2

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.1979
HANS HIRTER

Über die von der aktuellen wirtschaftlichen Situation geprägte Diskussion hinaus
musste sich der Bundesrat auch mit der Forderung nach einer dauerhaften
Institutionalisierung der Preisüberwachung auseinandersetzen. Mit einer 1979
eingereichten Volksinitiative verlangte das Konsumentinnenforum, dass wenigstens in
denjenigen Bereichen eine Preiskontrolle eingerichtet werde, in welchen Kartelle und
marktmächtige Unternehmungen das normale Funktionieren des
Preisbildungsmechanismus behindern. Dieses ebenfalls von der Expertenkommission
für die Kartellgesetzrevision vorgebrachte Anliegen war bereits auf heftigen Widerstand
seitens der Wirtschaftsverbände gestossen. Der Bundesrat empfahl deshalb – und auch

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 09.09.1981
HANS HIRTER
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mit der Begründung, dass der Marktmechanismus in den für die privaten Haushalte
wichtigsten Bereichen voll funktioniert – das Volksbegehren zur Ablehnung, nachdem
er bereits vorher den strittigen Artikel aus dem Kartellgesetzentwurf gestrichen hatte.
Die Initiative für die im Volk sehr beliebte Preisüberwachung will er mit einem
Gegenvorschlag bekämpfen. Dieser sieht eine Ergänzung des Konjunkturartikels in der
Bundesverfassung durch einen Zusatz vor, der die Einführung der allgemeinen
Preisüberwachung in Zeiten starker Teuerung und beim Scheitern der üblichen
konjunkturpolitischen Instrumente ermöglicht. 3

Die Preisüberwachung ist in den Augen der Mehrzahl der Nationalökonomen nicht nur
ein wenig wirksames, sondern zudem ein systemwidriges Mittel zur
Inflationsbekämpfung. Erneut zeigte sich aber, dass sie beim Stimmbürger sehr, hohes
Ansehen geniesst. Der Bundesrat hatte der von den Konsumentinnenorganisationen
eingereichten Volksinitiative für die Einführung der Preiskontrolle bei Kartellen und
marktmächtigen Unternehmen einen Gegenvorschlag gegenübergestellt, der die
Möglichkeit einer allgemeinen Preisüberwachung in Zeiten starker Teuerung vorsieht.
Da auf eidgenössischer Ebene ein doppeltes Ja zu Initiative und Gegenvorschlag nicht
zulässig, ein doppeltes Nein hingegen erlaubt ist, sprachen die Initianten, die Linke,
aber auch einige liberale Parlamentarier von einem taktischen Manöver mit dem Zweck,
die Stimmen der Befürworter aufzuspalten. Sie betonten, dieser Verdacht sei umso
naheliegender, als die Lösungsvariante des Gegenvorschlags – Preisüberwachung in
Ausnahmesituationen – sich auch auf den Notrechtsartikel 89 bis BV abstützen lasse.
Die Angst, dass ihr Begehren trotz mehrheitlicher Bejahung des Anliegens am doppelten
Nein scheitern könnte, entbehrte nicht der Berechtigung. Bereits dreimal war in den
vergangenen zwölf Jahren dieser Fall eingetreten. Im Parlament setzten sich die
Sozialdemokraten, der Landesring und die extreme Linke für die Initiative, die
bürgerlichen Fraktionen mit Ausnahme der Liberalen für den Gegenvorschlag ein. Beide
Kammern sprachen sich für den Gegenvorschlag aus und empfahlen die Initiative zur
Ablehnung. In der Volkskammer verlief die Ausmarchung allerdings äusserst knapp; dies
vor allem bei der Schlussabstimmung, wo die CVP Stimmfreigabe beschlossen hatte,
und rund ein Drittel ihrer Abgeordneten die Initiative unterstützten. 4

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 19.03.1982
HANS HIRTER

Obwohl die Gegner in der Abstimmungskampagne die dem Laien schwer verständlichen
ordnungspolitischen Einwände in den Hintergrund rückten, um umsomehr die Gefahr
einer Bürokratisierung der Wirtschaft heraufzubeschwören, hatten sie gegen die
äusserst populäre Idee der Preisüberwachung keine Chance. Bei einer
Stimmbeteiligung von nur 33% obsiegte die Initiative mit 727'394 Ja zu 529'221 Nein;
der Gegenvorschlag unterlag mit 238'162 Ja zu 847'762 Nein. Es war der rund 22% der
Stimmenden ausmachenden Minderheit, welche jegliche Preisüberwachung ablehnte,
also nicht gelungen, das Begehren mit Hilfe des doppelten Nein zu bezwingen. Die
aussergewöhnliche Beliebtheit der staatlichen Eingriffe in den
Preisbildungsmechanismus geht auch daraus hervor, dass dies die erste siegreiche
Volksinitiative seit 1949 ist. Nur gerade in den ländlichen Kantonen AI, AR, NW, OW, SZ,
TG, UR und VS fand die Preisüberwachungsinitiative keine Zustimmung; der
Gegenvorschlag vermochte in keinem Stand durchzudringen. In der Westschweiz und
im Tessin fiel die Zustimmung zur Initiative etwas deutlicher aus als in der
Deutschschweiz. Eine nach der Abstimmung durchgeführte Meinungsumfrage ergab,
dass – entgegen ersten Vermutungen – Männer dem Begehren ebenso häufig
zustimmten wie Frauen. Gemäss dieser Analyse votierten praktisch alle Sympathisanten
der SP und des LdU, rund die Hälfte derjenigen der CVP und immerhin ein Drittel der
Anhänger von FDP und SVP für die Initiative. Der Bundesrat beschloss, die nun in die
Verfassung aufgenommene Preiskontrolle für Kartelle und marktmächtige
Unternehmen nicht in das revidierte Kartellgesetz zu integrieren, sondern mit einem
eigenen Gesetz zu regeln.

Abstimmung vom 28.11.1982 (Initiative)

Beteiligung: 33%
Ja: 727'394 (56.13%) / Stände: 18
Nein: 529'221 (43.87%) / Stände: 5

Parolen:
- Ja: EVP (1*), LdU, PdA, POCH, SD, SPS; SGB, TravS, VSA
- Nein: EDU, FDP, LPS, REP, SVP (1*); Vorort, SAV, SBV, SGV

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 28.11.1982
HANS HIRTER
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- Stimmfreigabe: CVP
*In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Abstimmung vom 28.11.1982 (Gegenvorschlag)

Beteiligung: 33%
Ja: 238'162 (21.59%) / Stände: 0
Nein: 847'762 (78.41%) / Stände: 23

Parolen:
- Ja: FDP (17*), SVP (5*); SBV
- Nein: EDU, LdU, LPS, PdA, POCH, REP, SPS; Vorort, SAV, SGB, SGV, TravS
- Leer einlegen: EVP (1*), SD
- Stimmfreigabe: CVP
*In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 5

Geld, Währung und Kredit

Nationalbank

Im Oktober 2020 lancierte ein siebenköpfiges Rheintaler Bürger- und
Bürgerinnenkomitee rund um den CVP-Lokalpolitiker Luca Volar eine Volksinitiative mit
dem Titel «7'500 Franken an jede Person mit Schweizer Bürgerrecht (Helikoptergeld-
Initiative)». In Anbetracht der Inflationsrate, welche deutlich unter dem SNB-Zielband
der Preisstabilität lag, war das Komitee der Ansicht, dass die SNB ihren gesetzlichen
Auftrag nicht erfülle. Mit der Initiative forderte es deshalb, dass die SNB zur Ausweitung
der Geldmenge in der Schweiz rund CHF 53 Mrd. per Giesskannenprinzip in die
Realwirtschaft pumpen und damit die Exporte, die Zinsen, die Investitionen und die
Inflation grossflächig ankurbeln soll. Der dazu notwendige Geldbetrag müsse
entsprechend dem namensgebenden Begriff der Initiative, der auf Milton Friedman
zurückgehe, von der SNB neu geschaffen werden, um eine Schuldenerhöhung des
Bundes, der Kantone, der Gemeinden oder von Privaten zu verhindern, und
gleichmässig an die Bürgerinnen und Bürger verteilt werden. Gemäss Initiativtext soll
jede Person, die zum Zeitpunkt der Annahme das Schweizer Bürgerrecht besitzt, innert
Jahresfrist von der SNB einen steuerbefreiten Betrag von CHF 7'500 erhalten. Die
Unterschriftensammelfrist begann am 20. Oktober 2020 und lief bis zum 20. April
2022. 6

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 06.10.2020
CATALINA SCHMID

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Der Christlichnationale Gewerkschaftsbund lancierte im Januar 1966 eine Initiative zur
Revision von Art. 34 quater BV, die einerseits die jährliche Anpassung der AHV- und IV-
Renten an die Teuerung sowie an die Entwicklung des Volkseinkommens postulierte
und als Ausgangspunkt gleich eine Erhöhung der Renten um einen Drittel vorsah,
anderseits die Arbeitgeber zur Einrichtung paritätischer Zusatzversicherungen mit
Freizügigkeitsgarantie verpflichten wollte; das Begehren wurde im August mit 169'399
Unterschriften eingereicht. 
Dieser Vorstoss legte mit seiner Forderung nach einer Indexrente, ja nach einer
sogenannten dynamischen Rente – bei der über den Teuerungsausgleich hinaus eine
Anpassung an die Zunahme des Sozialprodukts gewährt wird –, sowie mit seiner
Annäherung an das System der Volkspension nach nordischem Muster den Akzent auf
eine Strukturreform.

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 10.01.1966
PETER GILG

Spitzenverbänden sowie der Schweizerische Gewerkschaftsbund lehnten die CNG-
Initiative ab. Ein Obligatorium der zweiten Säule wurde für kaum durchführbar gehalten.
Der Gewerkschaftsbund wertete die Initiative als einen «Bremsklotz», weil vor ihrem
Rückzug oder ihrer Verwerfung ein Entscheid über die 7. AHV-Revision unmöglich sei;
zudem wurde der Vorrang der kollektiven Selbsthilfe vor dem staatlichen Eingriff
betont. Diese rein negative Haltung wurde freilich nicht von allen Gewerkschaftern
verstanden. Der «Beobachter» verlangte in aller Form einen Gegenvorschlag. Nach dem

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.1968
FRIEDRICH KÜLLING
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parlamentarischen Entscheid über die 7. Revision wurde die Initiative zurückgezogen.

Berufliche Vorsorge

So lange aber wollen viele Rentner nicht mehr warten. Auf Anregung der Grauen
Panther Basel lancierte der Schweizerische Rentnerverband deshalb im März eine
Volksinitiative "für einen vollen Teuerungsausgleich bei laufenden Renten der
beruflichen Vorsorge". Die Initiative ist in der Form der allgemeinen Anregung
gehalten, legt aber gewisse Grundsätze fest. So müssten die Altersrenten alle Jahre der
Preisentwicklung angepasst werden, und der obligatorische Teuerungsausgleich sollte
nicht nur für den obligatorischen, sondern auch für den vor- und überobligatorischen
Teil gelten. Die Initianten vertraten die Ansicht, dass ihr Begehren ohne weitere
Lohnabgaben allein aufgrund der Zins- und Ertragsgewinne der Pensionskassen
realisiert werden könnte. 7

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 13.03.1990
MARIANNE BENTELI

Die vom Schweizer Rentner-Verband lancierte Volksinitiative "für einen vollen
Teuerungsausgleich bei laufenden Renten der beruflichen Vorsorge" kam nicht
zustande. 8

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 30.09.1991
MARIANNE BENTELI
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